Landeskirche will fairen Handel festschreiben lassen 
Studie über weltweiten Anstieg sozial ungeschützter Arbeit vorgestellt 

München (epd). Die evangelische Kirche in Bayern will beim Gesetzgeber darauf drängen, dass öffentliche Institutionen künftig nur noch Waren und Produkte aus dem fairen Handel beziehen dürfen. Bei deren Herstellung und Beschaffung müsse sichergestellt werden, dass Arbeitsrechte sowie Sozial- und Umweltstandards eingehalten wurden. So solle auch ausbeuterische Kinderarbeit gestoppt werden, sagte der Ökumene-Beauftragte der bayerischen Landeskirche, Oberkirchenrat Michael Martin in München vor Journalisten. 

Bei der Berücksichtigung sozialer und ökologischer Mindeststandards reiche die freiwillige Selbstverpflichtung nicht aus, sagte Martin weiter. Verantwortungsbewussten Menschen könne es nicht gleichgültig sein, unter welchen Bedingungen Produkte etwa in Entwicklungs- und Schwellenländern entstehen, die später zum Kauf angeboten werden. 

Gemeinsam mit der entwicklungspolitischen Rechercheinstitution Südwind stellte Martin eine Studie zum weltweiten Anstieg von Arbeitsplätzen ohne staatlichen Schutz vor. Allein in den sogenannten "Freien Exportzonen" arbeiten demnach heute rund 66 Millionen Menschen in über 130 Ländern. Weltweit betrage die Zahl der Erwerbstätigen beinahe drei Milliarden Menschen, fast zwei Drittel von ihnen arbeiten in der informellen Wirtschaft. 

Von der Ausweitung ungeschützter Arbeit seien vor allem Frauen betroffen, berichtete die Autorin der Studie, Ingeborg Wick. Ihr Anteil liege nach OECD-Angaben in den Steuer- und Zoll-Enklaven zwischen 70 und 90 Prozent. Dort überwiege die sozial ungeschützte Frauenarbeit. Arbeits- und Frauenrechte würden bei der Herstellung von Textilien, Elektronik- und Haushaltswaren für den Weltmarkt oft gravierend verletzt. 

Die informelle Beschäftigung habe weltweit ein Rekordniveau erreicht, "was schwerwiegende Folgen für das Armutsrisiko in Entwicklungsländern hat, zitierte Wick aus dem OCED-Bericht. Mehr als 1,2 Milliarden Menschen in ungeschützter Arbeit lebten heute von weniger als zwei US-Dollar pro Tag. 700 Millionen Frauen und Männer hätten täglich weniger als 1,25 US-Dollar. Die Summe gilt als Maß der Weltbank für absolute Armut. 

Auch in den Kirchengemeinden müsse immer wieder über menschenunwürdige Arbeitsbedingungen in Zeiten der Globalisierung informiert werden und das Bewusstsein für einen gerechteren Handel gestärkt werden, mahnte Martin. Endverbraucher müssten sich fragen lassen, ob sie bereit wären, etwa für ein Pfund fairen Kaffee neun oder zehn Euro zu zahlen statt 3,50 Euro wie bisher.

